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	„An das

Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz

Stubenring 1

1010 Wien„

	
	GZ. 040051/19-I/4/04

Himmelpfortgasse 4-8
Postfach 2
A-1015 Wien
Telefax: +43 (0)1-514 33-1323

Sachbearbeiterin:
Mag. Veronika König
Telefon:
+43 (0)1-514 33/1207
Internet: Veronika.Koenig@bmf.gv.at
DVR: 0000078





Betr.: 
„GZ 44.001/56-1/03 “ vom  19. Jänner 2004“
„Begutachtungsverfahren: Entwurf eines Behindertengleichstellungsgesetzes, eines Schlichtungsstellengesetzes und einer Novelle zum Bundeseinstellungsgesetz; Vorbegutachtung
Stellungnahme des Bundesministeriums für Finanzen

„Zu dem im Betreff genannten Vorbegutachtungsentwurf beehrt sich das Bundesministerium für Finanzen wie folgt Stellung zu nehmen:

I. Allgemeines

Alleine aus der barrierefreien Nutzung bei Um- und Neubauten im gesamten öffentlichen Bereich inklusive des öffentlichen Verkehrs und der Verkehrsflächen entstehen dem Bund aller Voraussicht nach nicht unbedeutende Kosten (z.B. Umbau von Finanzgebäuden, Justizgebäuden, etc.). Der vorliegende Gesetzesentwurf enthält keinerlei Ausführungen zu den finanziellen Auswirkungen und entspricht somit nicht den Anforderungen des 
§ 14 Abs. 5 BHG – auch wenn es sich hierbei lediglich um einen "Rohentwurf" bzw. eine "Vorbegutachtung" handelt. Erst bei konkreten Aussagen zu den finanziellen Auswirkungen kann vom Bundesministerium für Finanzen beurteilt werden, ob dieses Gesetz budgetverträglich bzw. budgetär verkraftbar ist. Ein konkreter Bedeckungsvorschlag wäre vorzusehen. 

II. Zu konkreten Bestimmungen
Ad) sukzessive Gerichtszuständigkeit in Artikel 1 und 3 des Entwurfes:

Aus den Erläuterungen zu § 15 Behindertengleichstellungsgesetz und 
§ 7g Behinderteneinstellungsgesetz geht nicht hervor, dass die sukzessive Kompetenz der Gerichte auf Grund der EU-Richtlinie zwingend geboten ist. Im Hinblick auf die Bemühungen der Konzentration auf die Staatskernaufgaben, die auch für den Justizbereich gelten, hätte die Normierung der sukzessiven Entscheidungskompetenz der Gerichte daher zu entfallen.

Ad) Gebührenbefreiung:

- im Schlichtungsstellengesetz (Artikel 2 des Entwurfes):
Die in § 17 Schlichtungsstellengesetz vorgesehene Gebührenbefreiung von Gerichts-und Justizverwaltungsgebühren ist vor dem Hintergrund der in den letzten Jahren erfolgten generellen Aufhebung von Gebührenbefreiungen im Justizbereich grundsätzlich nicht akzeptabel. 

Die Textierung des § 17 wurde so gewählt, dass es im Verwaltungsbereich zu keiner Befreiung von Stempelgebühren (für Eingaben) und Rechtsgebühren (für allfällige Vergleiche) kommt. Umgekehrt sieht aber § 17 Schlichtungsstellengesetz eine Befreiung von Eingaben, für die ohnehin keine Verwaltungsabgabenpflicht besteht, vor. Die Anführung von Vollmachten ist überhaupt entbehrlich, unterliegen diese doch weder einer Stempelgebühr noch einer Verwaltungsabgabe. Es sollte daher im Bereich der Verwaltung geprüft werden, ob die im      § 31 Z 19  Behindertengleichstellungsgesetz vorgesehene Formulierung nicht auch im Schlichtungsstellengesetz verwendet werden könnte.

Auch wäre dafür zu sorgen, dass hinsichtlich einer Befreiung von den Stempel-und Rechtsgebühren der Bundesminister für Finanzen für die Vollziehung zuständig ist.

- im  Behindertengleichstellungsgesetz:

Die vorgesehene Befreiung ist praktisch wortgleich mit einer im Mietrechtsgesetz für Schlichtungsstellen bereits geltenden Gebührenbefreiung, sodass gegen die vorgesehene Formulierung keine Bedenken bestehen. Allerdings fehlt im Entwurf (noch) eine Vollziehungsbestimmung. Hier wäre jedenfalls zu bestimmen, dass der Bundesminister für Finanzen zur Vollziehung des § 31 Zi. 19 zuständig ist.

„17. März 2004
Für den Bundesminister:
Mag. König

Für die Richtigkeit
der Ausfertigung:


